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Verkehrsinfrastruktur  
des Bundes als Standortfaktor 
sichern – überjährige Finanzierung 
für verlässliche Investitionen



1	 Sachverständigenrat – Jahresgutachten 2025/2026

Deutschland steht vor der drängenden Aufgabe, seine Ver-
kehrsinfrastruktur instand zu setzen und zukunftsfest aus-
zubauen. Straße, Schiene und Wasserstraße bilden dabei 
kein Gegeneinander, sondern ein System: Wertschöpfung, 
Logistik, Pendlerverkehre, internationale Anbindungen und 
Resilienz funktionieren nur, wenn alle drei Verkehrsträger 
des Bundes leistungsfähig bleiben. 

	■ Für 2025 bis 2030 wird durch den Sachverständigenrat ein kumulierter Investitions-
bedarf von über 600 Mrd. Euro beziffert.1 Grund ist die permanente Unterfinanzierung 
in der öffentlichen Infrastruktur.

	■ Durch knappe Kassen sinkt dabei seit Jahren die reale Investitionskraft, da Investi-
tionsbudgets auf allen Ebenen nicht preisindexiert angepasst werden (können). Somit 
stehen zwar politische Rekordsummen zur Verfügung, der Gegenwert nach Abzug der 
Preissteigerungen sinkt aber kontinuierlich. 
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Investitionen gegen Inflation: Die Preissteigerungen 
fressen den nominalen Zuwachs der Mittel für 
Bundesfernstraßen auf.
Ausgaben des Bundes für Investitionen in Bundesfernstraßen in Mrd. Euro

Quelle: Bundeshaushalt der Bundesregierung | BAUINDUSTRIE | Steffen
*) Werte: Berechnungen des HDB. Die nominalen Werte von 2020 bis 2025 sind deflationiert mit dem Preisindex für Neubau 
(Durchschnitt Straßen- und Brückenbau). Die Werte für 2026 und 2027 sind preisbereinigt mit dem von den Wirtschafts-
forschungsinstituten prognostizierten Deflator für Preise von Bauleistungen.
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https://www.sachverstaendigenrat-wirtschaft.de/fileadmin/dateiablage/gutachten/jg202526/JG202526_Gesamtausgabe.pdf


	■ Für eine verlässliche, planungssichere Verkehrswegefinanzierung müssen alle Verkehrs-
träger ganzheitlich betrachtet werden, da der eine Verkehrsträger nicht ohne den an-
deren existieren kann. Ein Ausspielen der Verkehrsträger untereinander, wie es lange 
Zeit gelebt wurde, schadet dem Wirtschaftsstandort insgesamt.

	■ Die Mittelbereitstellung darf nicht länger der Willkür politischer Entscheidungen unter-
liegen, da Modernisierung, Aus- und Neubau sowie die Instandhaltung von Verkehrs-
systemen eine Daueraufgabe sein muss, die über Legislaturperioden hinausgedacht 
werden muss.

	■ Das Sondervermögen Infrastruktur und Klimaneutralität (SVIK) ist eine Chance – aber 
keine Dauerlösung. Es kann einen Modernisierungsschub leisten, ersetzt jedoch nicht 
die Notwendigkeit, die Verkehrswegefinanzierung dauerhaft auf eine verlässliche 
Grundlage zu stellen.

Auch wenn das Sondervermögen derzeit dazu beiträgt, dass Investitionen in die Ver-
kehrsträger des Bundes auf einem voraussichtlich beständigen Niveau geleistet wer-
den können, braucht es jetzt eine Diskussion darüber, wie ein verlässlicher Gesamt-
finanzierungsansatz etabliert werden kann – auch über die Zeit des Sondervermögens 
hinaus. Nur so kann ein Investitionsabfall nach Auslaufen des Sondervermögens ver-
hindert werden.
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Leitprinzipien eines  
Gesamtfinanzierungs-

ansatzes 
Mit dem Sondervermögen Infrastruktur und Klimaschutz hat die Bundesregierung eine 
wichtige Grundlage geschaffen, notwendige Mittel für den Abbau des Investitionsstaus 
bereitzustellen. Es ersetzt aber nicht die Notwendigkeit, die Finanzierung aller Verkehrs-
träger dauerhaft zu sichern. 

Potenziert wird diese Notwendigkeit dadurch, dass das Prinzip der Zusätzlichkeit faktisch 
nicht eingehalten wird und Investitionsmittel aus dem Bundeshaushalt durch Mittel aus 
dem Sondervermögen ersetzt werden. Insbesondere bei der Deutschen Bahn, bei der 
derzeit rund 80 Prozent der Investitionsmittel aus dem Sondervermögen stammen, muss 
die Frage gestellt werden, wie diese Mittel nach dem Auslaufen des Sondervermögens 
kompensiert werden können. Denn zur Wahrheit gehört, dass durch das Verschieben von 
Investitionsmitteln (aus dem Haushalt und ins Sondervermögen) die Investitionslinien des 
Bundes insgesamt nur begrenzt angehoben werden, wodurch der nachzuholende Bedarf 
nicht restlos aufgelöst und der Zustand der Verkehrsnetze des Bundes nicht durchgehend 
auf ein auskömmliches Niveau gehoben werden kann.

Zusammensetzung: Aus welchen Töpfen kommen  
die Mittel?
Ausgaben des Bundes für Investitionen in Mrd. Euro

Quelle: Bundeshaushalt der Bundesregierung | BAUINDUSTRIE | Steffen
Anmerkung: Im Bundeshaushalt 2025 ist ein einmaliges Darlehen an die Deutsche Bahn AG in Höhe von 3 Mrd. Euro 
enthalten.
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Die BAUINDUSTRIE plädiert deshalb für einen Gesamtfinanzierungsansatz für die Ver-
kehrsträger des Bundes, um die langfristige Planungssicherheit aller Verkehrsträger si-
cherzustellen. Schließlich haben die Lehren der Vergangenheit gezeigt, dass jährliche 
Mittelzuweisungen nach Haushaltslage das Infrastrukturproblem vergrößern und zu einer 
Verdrängungsdiskussion der Verkehrsträger untereinander führt. Anstatt eines Gegenein-
anders muss ein integrierter Ansatz gefunden werden.

Ein solcher Gesamtfinanzierungsansatz muss mit der Erkenntnis einhergehen, dass zwar 
die Einnahmesituation bei den Verkehrsträgern unterschiedlich ist, dies aber nicht auto-
matisch mit einer politisch motivierten Umverteilung einhergehen darf. Denn dadurch wird 
das insgesamt defizitäre Finanzierungssystem nicht cashpositiv. Es gilt deshalb, klug mit 
den bestehenden Voraussetzungen zu arbeiten.

Ein tragfähiger Gesamtfinanzierungsansatz für Straße, Schiene und Wasserstraße sollte 
deshalb die im Folgenden genannten Leitprinzipien erfüllen.

	■ Verkehrsträgerbezogene Finanzierungskreis-
läufe etablieren

Für eine langfristige Planungssicherheit braucht jeder Verkehrsträger 
ein individuelles, überjähriges Finanzierungskonzept. Kern dessen sollte 
ein jeweiliger Finanzierungskreislauf sein, in den Einnahmen aus dem 
Verkehrsträger fließen, reinvestiert und durch Haushaltsmittel ergänzt 
werden. Da bislang die Bereiche Straße, Schiene und Wasserstraße unter-
finanziert sind, ist eine politische Umverteilungsdiskussion zwischen den 
Verkehrsträgern müßig; sie löst das Problem nicht. Kurz: Statt „Verkehr 
finanziert Verkehr“ müssen Lösungen wie „Straße finanziert Straße“ im 
Vordergrund stehen. Von zentraler Bedeutung ist dabei allerdings, dass 
alle verfügbaren Mittel für den gesamten Verkehrsbereich abgesichert 
sind und nicht dafür genutzt werden, Mittel für die Infrastruktur im Haus-
halt zu streichen oder zu senken. Etwaige Überschüsse aus den Verkehrs-
trägern sollten daher für die anderen Verkehrsträger genutzt werden und 
nicht in den allgemeinen Haushalt fließen.

	■ Umstellung von der Haushalts- zur Nutzer- 
finanzierung weiter umsetzen

Die Haushaltsfinanzierung stößt angesichts des Investitionsbedarfs nicht 
nur an ihre Grenzen. Es fehlt angesichts der Unwägbarkeiten politischer 
Haushaltsverhandlungen auch an Planungssicherheit. Mit der Umstel-
lung von der Haushalts- zur Nutzerfinanzierung kann dem entgegenge-
wirkt und können zusätzliche Mittel aktiviert werden. Dabei darf auch die 
Diskussion über eine Pkw-Maut kein Tabu sein, wenn Pkw-Fahrer:innen 
parallel entlastet werden. Mautsysteme können gleichzeitig die Transpa-
renz der Mittelverwendung und damit die Akzeptanz bei den Nutzenden 
erhöhen – nach dem Motto: Maut für freie Straßen und gute Rastplätze! 
Nicht mehr benötigte Haushaltsmittel der Straße fallen den übrigen Ver-
kehrsträgern zu. Mittelfristig ungenutzte Mauteinnahmen können anderen 
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Verkehrsträgern durch Beschluss des Deutschen Bundestages temporär 
zugewiesen werden. Ein Umverteilungsautomatismus – wie derzeit bei 
der CO2-Mautkomponente – ist abzulehnen.

	■ Kreditfähigkeit der Autobahn GmbH des  
Bundes einführen

Durch die Einführung einer begrenzten Kreditwürdigkeit der Autobahn 
GmbH des Bundes mittels Zuweisung von Mauteinnahmen können In-
vestitions- und Mauteinnahmeschwankungen ausgeglichen und so ein 
konstantes Investitionsniveau sichergestellt werden. Dies ermöglicht der 
Autobahn GmbH des Bundes eine langfristigere Planung und damit eine 
effektivere und prozesssichere Abwicklung von Bauprojekten.

	■ Ertüchtigung der Schiene durch Finanzierung 
eines InfraPlans

Die Finanzierung der Schieneninfrastruktur sollte sich am österreichi-
schen Modell orientieren. Das bedeutet, dass der Bund als Eigentümer 
nicht wie bislang Gelder für einzelne Maßnahmentöpfe bereitstellt, son-
dern in einem sogenannten InfraPlan Projekte, Ausbauforderungen und 
beabsichtige Zustandsniveaus definiert, die dafür nötigen Mittel bereit-
stellt und die Deutsche Bahn bei der Umsetzung kontrolliert. Dabei muss 
bei der Ertüchtigung des Netzes die nachfolgend notwendige Instand-
haltungsstrategie mitgedacht und ebenfalls finanziell unterlegt werden. 

 Kern des Finanzierungsansatzes Schiene bildet ein Schienenfonds,  
 der drei Funktionen erfüllen muss: 

1.	 verlässliche Mittelbereitstellung für Bestand und Hochleistungs-
korridore

2.	 Finanzierung von Technologie- und Digitalisierungsprogrammen

3.	 Umsetzungsmonitoring und Pipelinemanagement, damit Mittel nicht 
in Planungsengpässen „stehen bleiben“, sondern Projekte zur Bau-
reife geführt werden

Der Schienenfonds sollte sich aus Trassenentgelten, Mitteln aus dem Son-
dervermögen (bis 2035) sowie Haushaltsmitteln speisen. Hierbei sollten 
auch die beim Verkehrsträger Straße freiwerdenden Steuermittel genutzt 
werden. Eine Überführung von Mauteinnahmen darf nur dann möglich 
sein, wenn diese nicht für das System Straße in einem Zeitraum von fünf 
Jahren benötigt werden. Hierfür ist eine politische Einzelfallentscheidung 
notwendig. 
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	■ Ein Wasserstraßenfonds zur Schließung struk-
tureller Finanzierungslücken
Ein mehrjähriger Finanzierungsrahmen Wasserstraße ist erforderlich, 
um Finanzierungs- und Vergabesicherheit für baureife Maßnahmen zu 
schaffen und Priorisierung sowie Umsetzung (Pipeline/Projektregister, 
Reifegrade, Vergabestatus) verlässlich zu steuern. Die Wasserstraße ist 
bisher der einzige Verkehrsträger, der weder vom Sondervermögen pro-
fitiert, noch eine eigene Einnahmequelle hat. Die reale Investitionskraft 
muss daher vordringlich durch dynamisierte Steuermittelansätze im In-
vestitionsetat gegen Preis- und Substanztrends abgesichert werden, um 
die derzeitige Differenz zwischen verfügbaren Mitteln und ausgewiese-
nem Bedarf strukturell und dauerhaft schließen zu können. Ein Wasser- 
straßenfonds zur Abdeckung dringend priorisierter Ersatzinvestitionen ist 
einzurichten, der mindestens die bereits bekannte Deckungslücke zwi-
schen den Haushaltsansätzen und den Bedarfen deckt. Der Fonds ist aus 
Steuermitteln, aus Mitteln des Sondervermögens sowie gegebenenfalls 
aus nicht verwendeten Mitteln anderer Verkehrsträger zu speisen.

	■ Zusätzlicher Investitionshebel durch Mobili-
sierung privaten Kapitals
Haushaltsmittel, Mauteinnahmen, Trassenentgelte und auch ein Sonder-
vermögen werden insgesamt nicht ausreichen, alle Investitionsbedarfe 
hinreichend zu finanzieren. Zusätzlich sollte deshalb die Mobilisierung 
privaten Kapitals zur Finanzierung nötiger Infrastrukturinvestitionen ge-
nutzt werden. Kernvoraussetzung dafür ist eine hohe Termin-, Kosten- 
und Qualitätssicherheit auf Projektebene – erreicht durch die einzel-
fallgerechte Nutzung einer Vielfalt an Beschaffungsmodellen, von der 
Teillosvergabe über Gesamt- und Paketvergaben bis hin zur Integrierten 
Projektabwicklung (IPA) oder Öffentlich-Privaten-Partnerschaften (ÖPP). 
Zentral ist dabei, dass privates Kapital nicht Haushaltsmittel ersetzt oder 
zu einem Abschmelzen der Haushaltsmittel führt.

	■ Mittel effizienter einsetzen
Eine ausreichende Finanzierung muss einhergehen mit einer effiziente-
ren Verwendung der Mittel. Neben neuen, partnerschaftlichen Vertrags-
modellen ist die Entbürokratisierung ein entscheidender Effizienzhebel.  
Wichtig ist auch eine nachweisbare und wirksame interne Informations-
kultur aufseiten der öffentlichen Auftraggeber bezüglich getroffener Ver-
einbarungen beziehungsweise Handlungsempfehlungen wie beispiels-
weise der Charta der partnerschaftlichen Zusammenarbeit.
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	■ Projektregister und wirksames  
Monitoring
Nur wenn Investitionspfade durch ein wirksames Monitoring glaubwür-
dig, nachvollziehbar und verlässlich sind, kann die BAUINDUSTRIE Ka-
pazitäten aufbauen – Personal, Geräte, Lieferketten und Planung. Diese 
Instrumente sind keine zusätzliche Bürokratie, sondern eine zentrale Vor-
aussetzung dafür, dass erhebliche Finanzlinien in baureife Projekte über-
gehen, abfließen und messbare Modernisierung erzeugen. Entscheidend 
ist dabei ein Monitoring, das über reine Mittelabflüsse hinausgeht und 
den Umsetzungsfortschritt transparent macht.

 Notwendig sind daher: 

1.	 ein Projektregister mit Reifegrad, Planstand, Genehmigungsstand, 
Vergabestatus und geplantem Baubeginn

2.	 ein Wirkungsmonitoring, das nicht nur Input (Euro), sondern Out-
put und Ergebnisse erfasst (z. B. fertiggestellte Brücken, erneuerte 
Schleusen, modernisierte Stellwerke, realisierte Korridore) für alle 
Verkehrsträger
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